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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Paul Wengert, Klaus Adelt, Prof. Dr. Peter 
Paul Gantzer, Harry Scheuenstuhl, Harald Güller, Susann Biede-
feld, Günther Knoblauch, Dr. Herbert Kränzlein, Reinhold Strobl, 
Doris Rauscher, Hans-Ulrich Pfaffmann, Ruth Waldmann, Angeli-
ka Weikert, Kathi Petersen SPD 

Die finanzielle Beteiligung des Freistaates bei der Betreuung 
junger Flüchtlinge deutlich erhöhen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, unverzüglich ein Konzept zur 
Übernahme der Kosten der Jugendhilfe für junge unbegleitete Flücht-
linge auch über das 18. Lebensjahr hinaus vorzulegen, um die Bezir-
ke und die Kommunen von diesen Kosten zu entlasten. 

 

 

Begründung: 

Die bayerischen Kommunen sind wegen der gesetzlich vorgeschrie-
benen Inobhutnahme der unbegleiteten minderjährigen Ausländer im 
Zuge der Jugendhilfe, auf die Heranwachsende bei einem jugendhilfe-
rechtlichen Bedarf auch nach Erreichen der Volljährigkeit Anspruch 
haben, enorm belastet. Die Kostenerstattungspflicht ist in Bayern auf 
die Bezirke übertragen und die Jugendhilfekosten werden nur für Min-
derjährige vom Staat finanziert. Aufgrund dieses bayerischen Son-
derwegs wächst der Anteil der Kosten stetig auf, der bei den Bezirken 
verbleibt. Die Lastenverteilung verschiebt sich vom Freistaat – für die 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge – immer stärker auf die Be-
zirke, was letztlich wiederum als Umlagezahler die Landkreise und 
kreisfreien Städte trifft. Da die Jugendhilfe hier klassische Integrati-
onsarbeit leistet und keine kommunale Veranlassung vorliegt, hat der 
Freistaat die Jugendhilfekosten auch für unbegleitete heranwachsen-
de Flüchtlinge zu tragen, wie dies ohnehin bundesgesetzlich vorgese-
hen ist. Alle anderen Bundesländer tragen diese Kosten jetzt schon. 

Gemäß der Vereinbarung zwischen Bund und Ländern vom 7. Juli 
2016 wird der Freistaat von den Kosten für ausländische unbegleitete 
Minderjährige mit jährlich 54,6 Mio. Euro entlastet. Diese Entlastung 
müsste der Freistaat eigentlich an die Bezirke direkt weiterreichen. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, 
Familie und Integration 

Antrag der Abgeordneten Dr. Paul Wengert, 
Klaus Adelt, Prof. Dr. Peter Paul Gantzer u.a. SPD 
Drs. 17/13882 

Die finanzielle Beteiligung des Freistaates bei der 
Betreuung junger Flüchtlinge deutlich erhöhen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Angelika Weikert 
Mitberichterstatter: Thomas Huber 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit 
und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 
Sport, der Ausschuss für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten sowie regionale Bezie-
hungen und der Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen haben den Antrag mitbera-
ten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 64. Sitzung am 30. März 2017 bera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport hat den Antrag in seiner 
70. Sitzung am 26. April 2017 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
den Antrag in seiner 58. Sitzung am 9. Mai 
2017 mitberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

5. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Antrag in seiner 155. Sitzung 
am 16. Mai 2017 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Dr. Paul Wengert, Klaus Adelt, Prof. Dr. Pe-
ter Paul Gantzer, Harry Scheuenstuhl, Harald Güller, Susann Bie-
defeld, Günther Knoblauch, Dr. Herbert Kränzlein, Reinhold Stro-
bl, Doris Rauscher, Hans-Ulrich Pfaffmann, Ruth Waldmann, An-
gelika Weikert, Kathi Petersen SPD 

Drs. 17/13882, 17/16952 

Die finanzielle Beteiligung des Freistaates bei der Betreuung jun-
ger Flüchtlinge deutlich erhöhen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Subsidiaritätsangelegenheit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner heutigen Sitzung die unter der Nummer 1 aufgeführte Subsidiaritätsangele-

genheit betreffend Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende 

Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU beraten hat und empfohlen 

hat, auf die in der Drucksache 17/17057 aufgeführten Subsidiaritätsbedenken hinzu-

weisen und darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken Eingang in den Beschluss des 

Bundesrats finden.

Von der Abstimmung sind die Nummern 9 und 12 der Anlage ausgenommen. Dies 

sind der Antrag der SPD-Fraktion "Zum Internationalen Frauentag: Rechtsanspruch 

auf Schutz vor Gewalt umsetzen" auf Drucksache 17/15809 und der Antrag der Frak-

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Bericht über den Stand des Hilfesystems 

für gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder" auf Drucksache 17/15838, die auf 

Wunsch der Fraktionen gesondert beraten werden sollen. Der gemeinsame Aufruf der 

Anträge erfolgt erst am späten Abend, am Ende der regulären Tagesordnung.

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim-

mungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen 

vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 
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alle Fraktionen. Gibt’s Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Keine. Damit übernimmt 

der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
105. Plenum, 30.05.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 2



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 105. Vollsitzung am 30. Mai 2017


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/13882 vom 26.10.2016
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/16952 des SO vom 16.05.2017
	Beschluss des Plenums 17/17125 vom 30.05.2017
	Plenarprotokoll Nr. 105 vom 30.05.2017

